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Einzelplan 9: Ministerium fir Arbeit und Soziales

Personalunterkiunfte der Zentren fir Psychiatrie
(Kapitel 0930)

Die neun Zentren fiir Psychiatrie halten in betracht-
lichem Umfang Wohnraum fiir Bedienstete, Zivildienst-
leistende, Pflegeschiiler und externe Mieter vor. Das
jahrliche Defizit von 2,7 Mio. Euro wird durch Zu-
schiisse aus dem Landeshaushalt volistandig ge-
deckt.

Der Rechnungshof schlagt vor, den Bestand von
Wohneinheiten deutlich zu reduzieren, die Kosten der
Bewirtschaftung zu senken, die Auslastung und die
Erlose zu verbessern und auf diese Weise das Defizit
zu halbieren.

1 Ausgangslage

Alle neun Zentren fur Psychiatrie (Zentren) stellen ihren Beschéaftigten sowie
Schilern, Zivildienstleistenden und Gasten Wohnraum in Wohnheimen und in
Ein- und Mehrfamilienhausern zur Verfigung.

Anfang 2008 verfugten die Zentren Uber insgesamt 919 Wohneinheiten in
Wohnheimen und Uber 71 Wohnungen in Ein- und Mehrfamilienhdusern. Sie
verteilen sich auf 21 eigene Gebdude mit 206 Wohneinheiten und 34 ange-
mietete Gebaude mit 784 Wohneinheiten.

Der Aufwand fir die Bewirtschaftung des Wohnraums betrug 2007 insgesamt
4,9 Mio. Euro. Diesem Aufwand standen Erlose in Hoéhe von 2,2 Mio. Euro
gegenuber. Damit erwirtschafteten die Zentren durch das Vorhalten von Wohn-
raum ein Defizit von insgesamt 2,7 Mio. Euro.

Das Land leistet zum Ausgleich dieses Defizits einen jahrlichen Zuschuss, der
2007 insgesamt 2,9 Mio. Euro betrug.

Der Rechnungshof hat 2008 die Bewirtschaftung dieser Wohneinheiten und
Wohnungen gepruft. Ziel der Prifung war es, Potenziale zur Verringerung des
Defizits und damit auch des Landeszuschusses zu ermitteln.

2 Grinde fiur das Vorhalten des Wohnraums

In der Entstehungszeit der psychiatrischen Landeskrankenhauser wurden auf
deren Gelande Wohnheime und Wohnungen gebaut. Es gibt aber auch aktuelle
strategische und operative Griinde dafiir, bei den Kliniken Wohnraum bereitzu-
halten:

- Im Wettbewerb um Pflegekrafte und Arzte kann das Angebot schnell verfiig-
baren und kostengtinstigen Wohnraums den Ausschlag dafir geben, dass
sich ein Bewerber fiir eine Beschaftigung in der jeweiligen Klinik entscheidet.

- Die Zentren sind verpflichtet, flir die von ihnen beschaftigten Zivildienst-
leistenden unentgeltliche Unterkiinfte zur Verfligung zu stellen.
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- Krankenpflegeschuler aus somatischen Kliniken verbringen wenige Wochen
ihrer Ausbildungszeit in einer psychiatrischen Klinik. In dieser Zeit missen sie
untergebracht werden. Zwischen den Kliniken besteht eine Vereinbarung,
dass diese Unterbringung auf Gegenseitigkeit unentgeltlich erfolgt.

- Personal, das auf dem Betriebsgeldande wohnt, ist fur Notfalleinsétze (Brand-
fall oder Entweichen eines Patienten) schnell verflgbar.

Schwer nachvollziehbar ist es dagegen, dass die Zentren Wohnraum vorhalten,
damit er von ehemaligen Bediensteten oder von ehemaligen Patienten genutzt
wird. Dies gilt jedenfalls dann, wenn die von diesen Bewohnern geleisteten
Mietzahlungen den Aufwand flr die jeweilige Wohneinheit nicht decken.

3 Wesentliche Feststellungen
3.1 Bestand an Wohneinheiten und Wohnungen

Der vorgehaltene Wohnraum verteilt sich wie folgt auf die einzelnen Zentren fir
Psychiatrie:

Tabelle 1
Gebaudebestand und Wohneinheiten am 31.12.2007

Wohneinheiten
Zentrum fur Gebaude- i i
Psychiatrie bestand | Gesamt | Eingol Peﬁc;”hf!,ﬁﬁh”h?rz”ﬁﬂ?f” T ngl:‘s”eur”ge”/

zimmer zimmer App. Gesamt

Weinsberg 26 143 90 16 4 110 33
Winnenden 4 87 84 0 0 84 3
Wiesloch 6 92 66 0 12 78 14
Calw 11 199 130 0 48 178 21
Emmendingen 1 84 60 24 0 84 0
Reichenau 2 121 113 3 5 121 0
Bad Schussenried 2 57 49 8 0 57 0
Weissenau 2 159 148 0 11 159 0
Zwiefalten 1 48 44 0 4 48 0
Gesamt 55 990 784 51 84 919 71

Eigentiimerin der angemieteten Gebaude ist in den meisten Fallen die Landes-
bank Baden-Wirttemberg. In Calw gehoéren die angemieteten Gebaude der
Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander (Versorgungsanstalt). Die
meisten Mietvertrage sind auf lange Frist oder auf unbestimmte Zeit ab-
geschlossen.

Die Qualitat des vorgehaltenen Wohnraums ist unterschiedlich: Wahrend es sich
bei den Einfamilienhdusern und den Wohnungen in der Regel um zeitgemafien
Wohnraum handelt, differiert die Qualitat in den Wohnheimen stark. Etwa 70 %
der Wohneinheiten in den Wohnheimen verfligen Uber eine eigene Koch-
gelegenheit und eigene sanitare Anlagen. Starke Einschrankungen in der Quali-
tat weisen vor allem die Wohnheime in Weinsberg, in Emmendingen und in
Reichenau auf, zum Teil auch in Winnenden.
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3.2 Auslastungsquote der Wohnheime

Die Auslastung der Wohnheimplatze errechnet sich aus dem Quotienten
zwischen tatsachlichen und theoretisch moglichen Belegungstagen. Diese
Quote ist an den einzelnen Standorten unterschiedlich.

Tabelle 2

Auslastungsquote der Wohnheimplatze im Jahr 2007

Zentrum flr Psychiatrie Auslas;(;qu/gsquote
(o]
Calw 77,7
Emmendingen 79,3
Reichenau 78,2
Weinsberg 73,4
Winnenden 80,5
Wiesloch 79,8
Bad Schussenried 58,3
Weissenau 80,7
Zwiefalten 58,8
Durchschnitt 76,1

Die vergleichsweise guten Auslastungsquoten in Calw, Reichenau und
Weissenau konnten nur dadurch erzielt werden, dass auch aktuelle oder ehe-
malige Patienten in den Wohneinheiten untergebracht wurden.

3.3 Kosten und Erlose

Fir die einzelnen Standorte ergeben sich folgende Kosten und Erldse:

Tabelle 3

Kosten und Erlose der Personalunterkiinfte im Jahr 2007 (in Mio. Euro)

Zentrum fur Psychiatrie Kosten Erlose Defizit
Calw 1,23 0,40 0,83
Emmendingen 0,25 0,08 0,17
Reichenau 0,47 0,19 0,28
Weinsberg 0,55 0,27 0,28
Winnenden 0,59 0,26 0,33
Wiesloch 0,52 0,31 0,21
Bad Schussenried 0,33 0,12 0,21
Weissenau 0,75 0,48 0,27
Zwiefalten 0,18 0,06 0,12
Gesamt 4,87 2,17 2,70

Die monatlichen Kosten je m? Wohnraum bewegen sich in den Wohnheimen der
Zentren zwischen 10,08 Euro (Wiesloch) und 19,47 Euro (Winnenden), bei den
Wohnungen zwischen 5,15 Euro (Weinsberg) und 12,82 Euro (Wiesloch).
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Die monatlichen Erlése je m? Wohnraum betragen dagegen in den Wohnheimen
zwischen 6,22 Euro (Calw) und 11,66 Euro (Weissenau), in den Wohnungen
zwischen 4,01 Euro (Weinsberg) und 9,44 Euro (Wiesloch).

3.4 Zuschuss des Landes

Den erwirtschafteten Defiziten stehen bei den einzelnen Zentren feste Zu-
schisse des Landes gegentber, die sich an der Hohe der zu erwartenden De-
fizite orientieren.

Tabelle 4
Defizite und Zuschlsse des Landes im Jahr 2007 (in Mio. Euro)
Zentrum flr Psychiatrie Defizit Zuschuss
Calw 0,83 0,82
Emmendingen 0,17 0,13
Reichenau 0,28 0,30
Weinsberg 0,28 0,31
Winnenden 0,33 0,36
Wiesloch 0,21 0,13
Bad Schussenried 0,21 0,32
Weissenau 0,27 0,27
Zwiefalten 0,12 0,21
Gesamt 2,70 2,85

Soweit die einzelnen Zentren Zuschusse erhalten, die die erwirtschafteten De-
fizite Ubersteigen, werden sie fur allféllige Investitionen in den Folgejahren ver-
wendet. Soweit die Zuschlisse hinter den Defiziten zurlickbleiben, muss die
Differenz aus dem Betriebsergebnis ausgeglichen werden.

4 Potenziale zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit

Die Prufung hat folgende Potenziale ergeben, um die Wirtschaftlichkeit zu ver-
bessern:

4.1 Wohnraumbestand reduzieren

Da jede Wohneinheit weniger Erlése erbringt, als sie Kosten verursacht, ist die
wichtigste MaRnahme zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit, den Bestand an
Wohnraum zu reduzieren. Das Verhaltnis von Erlésen und Kosten wird sich
wegen des an allen Standorten offenkundigen Instandsetzungs- und Rein-
vestitionsbedarfs ohne Korrekturen eher noch verschlechtern.

An allen Standorten werden mehr Wohneinheiten vorgehalten, als sie aus recht-
lichen und sozialen Grinden notwendig waren (z. B. fir Zivildienstleistende oder
Schiler). Dass ein beachtlicher Anteil der Wohnungen von ehemaligen Be-
diensteten und sogar von externen Dritten bewohnt wird, zeigt, dass auch die
aus Grunden der Personalwerbung vorgehaltenen Wohnungen an Bedeutung
verlieren.

Der Rechnungshof empfiehlt den Zentren flr Psychiatrie, in den nachsten
Jahren im Durchschnitt 40 % des vorgehaltenen Wohnraums abzubauen. Bei
angemieteten Objekten mussen die Mietverhaltnisse gekindigt werden. Bei
eigenen Objekten ist eine VeraulRerung der Wohnungen in Erwagung zu ziehen.
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In jedem Einzelfall ist zu prufen, ob das Vorhalten von Wohnraum noch zu recht-
fertigen ist.

Wird der Wohnraumbestand um 40 % reduziert, kbnnten nach Berechnungen
des Rechnungshofs per saldo 1,4 Mio. Euro jahrlich eingespart werden.

4.2 Kosten senken

Um die Kosten effektiv steuern zu kénnen, bedarf es einer belastbaren Kosten-
und Leistungsrechnung, die es erlaubt, die Kosten der Wohneinheiten hin-
reichend genau zu bestimmen. Die Voraussetzungen dafir sind nicht an allen
Standorten vorhanden. Probleme gibt es insbesondere in Calw.

Die von den Zentren an die Eigentimer entrichteten Mieten liegen teilweise
deutlich Gber dem ortsublichen Niveau. Das gilt umso mehr, wenn die schlechte
Qualitat vieler Wohnungen mit in Betracht gezogen wird. Soweit die Zentren
Wohnungen angemietet haben und die Mietverhaltnisse nicht ohnehin beendet
werden sollen, missen Verhandlungen Uber die Vereinbarung niedrigerer
Mieten aufgenommen werden. In den drei oberschwabischen Zentren fur
Psychiatrie konnten auf diese Weise bereits 2004 beachtliche Mietkosten-
reduzierungen erreicht werden.

Bei den Reinigungskosten fur die gemeinschaftlich genutzten Anlagen in den
Wohnheimen sind nach den Erfahrungen des Rechnungshofs ebenfalls noch
deutliche Kostenreduzierungen maglich.

4.3 Erlose verbessern

Die Personalwohnungen und Wohnheimplatze unterliegen nicht dem Tarifver-
trag Uber Personalunterkiinfte, da es sich nicht um Dienstwohnungen handelt.
Die Zentren kdnnten daher anstelle der nach dem Tarifvertrag bemessenen
Warmmiete eine ortsiibliche Kaltmiete und die im Mietrecht Ublichen Neben-
kosten vereinbaren. Dazu zahlen auch die bisher von den Zentren getragenen
Reinigungskosten flr die Gemeinschaftsflaichen. Bei bestehenden Mietverhalt-
nissen kann die Miete nach Maligabe der gesetzlichen Bestimmungen bis zur
ortsublichen Miete erhdht werden.

Der Rechnungshof verkennt nicht, dass an einigen Standorten die ortsibliche
Miete nicht wesentlich héher liegt als die bisher in Rechnung gestellten Betrage.
Hier muss im Einzelfall gepruft werden, ob Mehreinnahmen méglich sind.

Weitere Erl@ssteigerungen sind moglich, wenn die Kosten des unentgeltlich
vorzuhaltenden Wohnraums fir einzelne Nutzer (z. B. Zivildienstleistende) der
Abteilung in Rechnung gestellt werden, in der sie beschéftigt sind (interne
Leistungsverrechnung).

AuRerdem empfiehlt der Rechnungshof, die Auslastung der Wohneinheiten zu
verbessern. Ein Zielwert von 85 % Auslastung (10 Monate Belegung) misste bei
einem entsprechenden Vermietungsmanagement an allen Standorten erreichbar
sein.

4.4 Landeszuschuss reduzieren

Das Land ist nach den einschlagigen gesetzlichen Bestimmungen nicht ver-
pflichtet, die durch die Wohnraumbewirtschaftung entstehenden Defizite bei den
Zentren fur Psychiatrie in voller Hohe zu tragen. Nach der seither gelbten
Praxis wurden die Defizite weitgehend aus Landesmitteln abdeckt. Deshalb
hatten die Zentren nur einen begrenzten Anreiz, eigene MalRnahmen zur Ver-
besserung der Wirtschaftlichkeit zu treffen.
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Da die aufgezeigten Wirtschaftlichkeitspotenziale jedenfalls mittelfristig das De-
fizit auf die Halfte reduzieren kénnen, empfiehlt der Rechnungshof, die Zu-
schusse aus dem Landeshaushalt beginnend ab 2012 in wenigen Schritten auf
50 % der 2009 gewahrten Betrdge zu reduzieren. Um die notwendige Planungs-
sicherheit fur die Zentren zu gewahrleisten, sollte allerdings das System fester
Zuschisse beibehalten werden.

Dadurch ergibt sich im Landeshaushalt eine Einsparung in einer Grofienordnung
von 1,4 Mio. Euro jahrlich. Zugleich erhalten die Zentren fir Psychiatrie die not-
wendigen wirtschaftlichen Anreize, ihre Defizite im Bereich der Wohnraum-
bewirtschaftung nachhaltig abzusenken.

5 Besondere Situation in Calw

Eine wirtschaftlich besonders schwierige Situation hat sich beim Zentrum fir
Psychiatrie Calw ergeben. Das dort erwirtschaftete Defizit Ubersteigt die Defizite
der anderen Zentren bei weitem. Nahezu 30 % des Landeszuschusses flieRen
deshalb nach Calw.

Die wesentliche Ursache des hohen Defizits sind Vertrage, die das Land 1974
und 1975 mit der Versorgungsanstalt abgeschlossen hat und die fur das Land
rechtlich und wirtschaftlich sehr nachteilig sind. Das Ministerium fur Arbeit und
Soziales, das diese Vertrage seinerzeit abgeschlossen hat, vereinbarte mit der
Versorgungsanstalt, dass das Land nicht nur jahrliche Mietzahlungen in be-
trachtlicher Hohe leistet (derzeit 800.000 Euro), sondern dass sich diese Miet-
zahlungen alle finf Jahre um die Halfte des gestiegenen Lebenshaltungs-
indexes erhéhen. Zudem hat das Land alle Instandhaltungen einschlie3lich not-
wendiger Investitionen in ,Dach und Fach® zu tragen. Obwohl das Land (jetzt
das Zentrum flr Psychiatrie Calw) als Mieter auf diese Weise die Substanz der
Mietsache erhalt, muss es nach Ablauf des Mietverhaltnisses die Mietobjekte
zum aktuellen Sachwert erwerben. Als Ende des Mietverhaltnisses ist das Jahr
2024 vereinbart.

Bei einer Investitionssumme von 9,4 Mio. Euro erzielt die Versorgungsanstalt als
Vermieterin nicht nur eine garantierte Rendite von nahezu 9 % jahrlich, sondern
sie erhalt auch den vom Land geschaffenen bzw. erhaltenen Sachwert am
Schluss noch einmal und damit doppelt vergutet.

Diese ungewodhnliche Vertragsgestaltung benachteiligt das Zentrum fir
Psychiatrie Calw, das in die Vertrage als Rechtsnachfolger des Landes ein-
getreten ist, in unangemessener Weise. Ware das Land bzw. dieses Zentrum
ein privater Mieter, so misste erwogen werden, ob der Inhalt des Vertrages
nicht gegen die guten Sitten verstie3e und deshalb nichtig ware.

Das Land hatte einen solchen Vertrag nicht abschlief3en durfen.

Um wenigstens eine minimale Restwirtschaftlichkeit zu erreichen, empfiehlt der
Rechnungshof, mit der Versorgungsanstalt Uber eine schnelle Beendigung
dieses unangemessenen Vertragsverhaltnisses zu verhandeln und die
Wohnungen so schnell wie moéglich zu einem mdglichst glinstigen Preis zu er-
werben.

Damit musste das Zentrum in Calw die Wohneinheiten zwar weiter bewirt-
schaften, aber das jahrliche Defizit lieRe sich, auch unter Beriicksichtigung not-
wendiger Finanzierungskosten, deutlich reduzieren.



-109 -

Hilfsweise musste versucht werden, mit der Versorgungsanstalt Uber eine An-
passung des Mietvertrages an heute Ubliche Konditionen zu verhandeln.

Wenn es gelingt, zu einer solchen Neuordnung der Verhaltnisse in Calw zu
kommen, erscheint auch hier eine Reduzierung des Landeszuschusses ab 2012
um bis zu 50 % moglich und vertretbar.

6 Stellungnahme des Ministeriums

Das Ministerium fur Arbeit und Soziales weist in seiner Stellungnahme darauf
hin, dass die Vermietung von Personalunterkiinften an Externe (z. B. ehemalige
Bedienstete) dazu diene, Leerstdnde zu vermeiden und Deckungsbeitrage fur
die laufenden Kosten der Wohnanlagen zu erwirtschaften. Soweit sie zur
Patientenversorgung genutzt werden, machen sie die Anmietung anderer Raum-
lichkeiten entbehrlich.

Im Ubrigen begriiRt das Ministerium grundséatzlich die vom Rechnungshof unter-
breiteten Vorschldge zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der Personal-
unterkinfte. Es merkt jedoch an, dass der Umfang, in dem von den Zentren fir
Psychiatrie kunftig Wohnraum vorgehalten wird, von verschiedenen (auch
regional unterschiedlichen) Faktoren abhangt und deshalb einer kritischen
Prufung durch die Zentren bedarf. Zu beriicksichtigen sei dabei insbesondere,
dass aufgrund bundesrechtlicher Vorgaben in nachster Zukunft eine Auf-
stockung des Personals der Zentren zu erwarten sei.

Frihere BemUhungen der Zentren fur Psychiatrie zur Reduzierung des Wohn-
raums seien haufig an der ablehnenden Haltung der Gebdudeeigentimer und
bei eigenen Objekten an der fehlenden Kaufnachfrage gescheitert.

Bei der vorgeschlagenen Verbesserung der Mietertrdge sei zu beachten, dass
der Wohnraum aus den vom Rechnungshof genannten strategischen Grinden
fur Bedienstete auch in finanzieller Hinsicht attraktiv bleiben sollte.

Die vom Rechnungshof vorgeschlagene Reduzierung der Landeszuschisse
ware nur in dem Malle zu befurworten, in dem es gelingt, den vorhandenen
Wohnraum wieder abzugeben, weiterzuverduflern oder zu besseren
Konditionen zu vermieten.

Der vom Rechnungshof vorgeschlagene Erwerb der Wohnungen auf dem Ge-
I&nde der Klinik in Calw-Hirsau sei in der Vergangenheit schon Gegenstand von
Verhandlungen gewesen, die allerdings an der ablehnenden Haltung der Ver-
sorgungsanstalt des Bundes und der Lander gescheitert seien. Gleichwonhl
werde die Empfehlung des Rechnungshofs erneute Bemihungen gegeniber
der Versorgungsanstalt unterstiitzen. Vorsorglich weist das Ministerium darauf
hin, dass die flr den Erwerb der Wohnungen erforderlichen Mittel in der mittel-
fristigen Finanzplanung bislang nicht veranschlagt seien.
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	Weitere Einsparungen sind möglich, wenn bei Beschaffungen wie vorgesehen die Unterstützung des Logistikzentrums Baden-Württemberg in Anspruch genommen wird.
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